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8. Risikomanagementsystem in der Steuerverwaltung: Bei 
den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft werden die 
Ziele verfehlt 
 

Die Finanzämter des Landes setzen bei der Bearbeitung von 
Steuererklärungen ein automatisiertes Risikomanagement-
system ein. Die Besonderheiten bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft werden von dem System aber nicht hin-
reichend berücksichtigt. So konnten 98 % der geprüften Fälle 
nicht vollautomatisch bearbeitet werden.  
 
So verhindern einerseits entbehrliche Risikohinweise die voll-
automatisierte Verarbeitung von Steuererklärungen. Tatsächliche 
Risiken können andererseits nicht erkannt werden. Das Ziel, 
steuerlich auffällige Sachverhalte zu ermitteln und nur diese 
händisch zu prüfen, wird verfehlt. 
 
Die technischen Voraussetzungen für ein effektives Risikomana
gementsystem liegen nicht vor. Insbesondere fehlt die erforder
liche maschinelle Lesbarkeit von Daten. 
 
Die Abgabenordnung fordert eine regelmäßige Evaluation der 
Risikomanagementsysteme. Hierfür fehlt es aber an einer validen 
Datenbasis. 

 
8.1 Risikomanagementsysteme in der Steuerverwaltung 

 
Die Finanzbehörden setzen zur Beurteilung der Notwendigkeit weiterer 
Ermittlungen und Prüfungen für eine gleichmäßige und gesetzmäßige 
Festsetzung von Steuern automationsgestützte Systeme ein, sogenannte 
Risikomanagementsysteme (RMS). Bund-Länder-Arbeitsgruppen evaluie
ren diese Systeme und unterstützen die Länder bei der Qualitätskontrolle 
und Weiterentwicklung - bisher mit mäßigem Erfolg.1 

Folgende Anforderungen müssen erfüllt sein: 
1. die Gewährleistung, dass durch Zufallsauswahl eine hinreichende  

Anzahl von Fällen zur umfassenden Prüfung durch Amtsträger ausge
wählt wird, 

2. die Prüfung der als prüfungsbedürftig ausgesteuerten Sachverhalte 
durch Amtsträger, 

 
  

                                                      
1  https://landesrechnungshof-sh.de/file/20221010-augsburger-erklaerung.pdf. 
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3. die Gewährleistung, dass Amtsträger Fälle für eine umfassende  
Prüfung auswählen können, 

4. die regelmäßige Überprüfung der Risikomanagementsysteme auf ihre 
Zielerfüllung.1 

 
In der Finanzverwaltung des Landes Schleswig-Holstein werden Risiko
managementsysteme seit 2009 sukzessive in den verschiedenen Veran-
lagungsbereichen eingeführt.  
 
Der LRH hat geprüft, wie sich der Einsatz des RMS auf die Veranlagung 
der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft auswirkt. Seine Feststellungen 
ergeben sich aus der Prüfung von 99 Steuerfällen, die er durch eine reprä
sentative Zufallsauswahl aus einer Grundgesamtheit von 10.000 Fällen 
ermittelt hat.  
 

8.2 Wie funktioniert das RMS? 
 
Durch den Einsatz des RMS werden bei der Bearbeitung von Steuererklä
rungen automatisiert Risikohinweise (RHW) ausgegeben. Diese sollen die 
Bearbeiter auf risikobehaftete Sachverhalte hinweisen. Hierzu werden die 
Steuerfälle anhand eines Kriterienkatalogs maschinell auf ihren Risiko
gehalt hin überprüft. Die Bearbeiter entscheiden bei den ausgesteuerten 
Sachverhalten eigenständig über Art und Umfang der Ermittlungen.  
 
Fälle, die vom RMS als risikoarm eingestuft werden, sollen ohne mensch
liches Zutun vollständig automatisiert beschieden werden.  
 

8.3 Was ist Sinn und Zweck des RMS? 
 
Mit dem Einsatz des RMS verfolgt die Finanzverwaltung insbesondere  
folgende Ziele:  
• Das eingesetzte Fachpersonal soll sich ausschließlich mit steuerlich 

relevanten Sachverhalten befassen. 
• Durch die Anwendung einheitlicher Risikokriterien sollen Steuergerech

tigkeit und eine gleichmäßige Rechtsanwendung sichergestellt werden.  
• Standardisierte Arbeitsabläufe sollen die Arbeitsqualität verbessern. 
• Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns sollen 

gesteigert werden. 
• Es soll eine schnellere Bearbeitung von Steuererklärungen erzielt wer

den.2 
 

                                                      
1  § 88 Abs. 5 S. 3 AO. 
2  Erlass vom 06.11.2009, O 2140-004/01 zur Einführung RMS-Veranlagung 1.0. 
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8.4 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft - steuerlich besonders 
 
Die Land- und Forstwirtschaft wird steuerlich als planmäßige Nutzung der 
natürlichen Kräfte des Bodens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren 
sowie als Verwertung der dadurch selbst gewonnenen Erzeugnisse defi
niert.1 Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft stellen im Steuerrecht eine 
eigene Einkunftsart dar,2 die einige steuerrechtliche Besonderheiten auf
weist. So gelten für Land- und Forstwirte grundsätzlich ein abweichendes 
Wirtschaftsjahr3,4 und ein nur für Land- und Forstwirte vorgesehener Frei
betrag.5 Zudem gibt es mit der Gewinnermittlung nach Durchschnittssät
zen6 neben dem Betriebsvermögensvergleich7 und der Einnahmen-Über-
schuss-Rechnung8 eine dritte Gewinnermittlungsart, die nur für Land- und 
Forstwirte Anwendung findet.  
 

8.5 RMS und Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft passen - noch - 
nicht zusammen 
 
Der LRH hat festgestellt, dass das RMS bei der Veranlagung der Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft den Besonderheiten dieser Einkunftsart 
nicht ausreichend gerecht wird. Dies führt dazu, dass 98 % der geprüften 
Fälle nicht vollautomatisch bearbeitet werden. Hierfür gibt es verschiedene 
Gründe: 
  

8.5.1 Die Anlage L ist maschinell nicht ausreichend lesbar 
 
Das RMS steuert die Ausgabe von Risikohinweisen auf der Grundlage von 
maschinell erfassten Kennziffern und Eingabewerten. Für jede Angabe ist 
im Risikofilter ein Kriterium hinterlegt. Anhand dieser festgelegten Kriterien 
kann das Risikopotenzial eines Sachverhalts erkannt und dieser zur per
sonellen Bearbeitung ausgesteuert werden. 
 
Ein zielführendes maschinelles RMS setzt daher voraus, dass die Anga
ben in der Steuererklärung mit Kennziffern versehen sind.  
 
Die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft sind vom Steuerpflichtigen auf 
der Anlage L zur Einkommensteuererklärung zu erklären. 
 

                                                      
1  R 15.5 Abs. 1 S. 1 EStR. 
2  § 13 EStG. 
3  § 4a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 EStG. 
4  Das Wirtschaftsjahr in der Landwirtschaft geht vom 01.07. bis 30.06. 
5  § 13 Abs. 3 EStG. 
6  § 13a EStG. 
7  § 4 Abs. 1 EStG. 
8  § 4 Abs. 3 EStG. 
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In dieser sind aber bisher nur die Angaben zur Gewinnermittlungsart, zum 
Gewinn und zu etwaigen Veräußerungsgewinnen mit Kennziffern verse-
hen und können somit maschinell ausgelesen werden. Eine maschinelle 
Überprüfung der erklärten Daten beschränkt sich daher maximal auf einen 
Abgleich der in der Anlage L eingetragenen Gewinne mit der jeweiligen 
Gewinnermittlung oder mit den Daten aus der Einkommensteuererklärung 
des Vorjahres. Es handelt sich lediglich um eine maschinelle Plausibilitäts-
prüfung. Für alle weiteren Angaben, z. B. zu Flächenveränderungen und 
-veräußerungen sowie zur Tierhaltung, kann eine maschinelle Risikoprü
fung nicht erfolgen.  
 
Dieses Problem der Anlage L ist seit Jahren bekannt. Das Finanzministe
rium sollte sich in den auf Bund-Länder-Ebene zuständigen Arbeitsgrup
pen dafür einsetzen, dass die Anlage L zeitnah überarbeitet wird, um eine 
maschinelle risikoorientierte Bearbeitung der Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft bundesweit zu ermöglichen. 
 

8.5.2 Ineffiziente Risikohinweise zur Anlage L  
 
Die maschinell erzeugten RHW forderten überwiegend dazu auf, den 
Steuerfall vollumfänglich zu prüfen, weil Einkünfte aus Land- und Forst
wirtschaft vorlagen. Das Ziel des RMS, nur steuerlich auffällige Sachver
halte händisch zu prüfen, wird so nicht erreicht.  
 
Die Bearbeitung dieser RHW zeigte zudem keinerlei steuerliche Auswir
kung. In keinem der vom LRH geprüften Steuerfälle führte die Prüfung der 
RHW zu einer Änderung der Steuerfestsetzung bei den Einkünften aus 
Land- und Forstwirtschaft. 
 

8.5.3 Besonderheit der Einkunftsart wird nicht in Gewinnermittlungen 
erfasst  
 
Land- und Forstwirte müssen neben der Anlage L je nach Gewinnermitt
lungsart eine Bilanz, eine Einnahmen-Überschuss-Rechnung oder die 
Anlage 13a für die Gewinnermittlung nach Durchschnittssätzen elektro
nisch an das Finanzamt übermitteln.  
 
Der LRH hat festgestellt, dass auch bei den Gewinnermittlungen den steu
erlichen Besonderheiten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft im 
Rahmen des RMS kaum Rechnung getragen wird. 
 
So ist die Einnahmen-Überschuss-Rechnung einheitlich für Gewerbetrei
bende, selbstständig Tätige und Land- und Forstwirte angelegt. Neben der 
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Abfrage nach der Einkunftsart weist sie nur wenige spezifische Eintra
gungsmöglichkeiten für Land- und Forstwirte aus. 
 
Durch das RMS werden daher vielfach RHW für Sachverhalte ausgege
ben, die bei einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb nicht risikobehaf
tet sind. Dies verhindert die vollständig automatisierte Bearbeitung und 
verursacht unnötige Arbeit. Sachverhalte, die aufgrund der Besonderhei
ten der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft tatsächlich risikobehaftet 
sein könnten, werden hingegen vom RMS nicht erkannt und bleiben unge
prüft. Dies widerspricht dem Sinn und Zweck des RMS.  
 
Die gleiche Problematik ergibt sich bei Land- und Forstwirten, die ihren 
Gewinn durch einen Betriebsvermögensvergleich ermitteln und eine 
E-Bilanz an das Finanzamt übermitteln müssen. Auch hier fehlen spezifi
sche Eintragungsmöglichkeiten und die Risikofilter sind nicht auf die 
Besonderheiten der Land- und Forstwirtschaft ausgerichtet. 
 
Das Finanzministerium weist darauf hin, dass die Verarbeitung der  
Gewinnermittlung nach § 13a EStG seit Juni 2024 möglich sei. Ein Ein
satzzeitpunkt für RMS könne derzeit nicht genannt werden. Im Rahmen 
des Verwaltungsabkommens KONSENS sei festgelegt worden, dass der 
Bund und ausgewählte Länder gemeinsam die Schaffung einer einheit-
lichen Steuersoftware als Auftragnehmer grundsätzlich verantworteten. 
Vonseiten des Landes Schleswig-Holsteins gäbe es daher hier nur die im 
Verwaltungsabkommen bzw. im KONSENS-G vorgesehenen Beteili
gungsmöglichkeiten an den Verfahrensentwicklungen.   
 
Der LRH bittet das Finanzministerium, bei den zuständigen Bund-Länder-
Arbeitsgruppen darauf hinzuwirken, dass bei der Weiterentwicklung des 
RMS die land- und forstwirtschaftliche Veranlagung mehr in den Fokus 
rückt. Das RMS muss den Besonderheiten der jeweiligen Einkunftsart ge
recht werden, wenn es seine Ziele erreichen soll.  
 

8.6 Die Dokumentation der Bearbeitung von Risikohinweisen entspricht 
nicht den Vorgaben des Finanzministeriums  
 
Das Ergebnis der Bearbeitung von RHW ist zu dokumentieren. Nach den 
Dienstanweisungen des Finanzministeriums ist die Dokumentation so 
durchzuführen, dass Art, Umfang und Ergebnis der Prüfung auch für Dritte 
verständlich und nachvollziehbar sind. Diese sollen in die Lage versetzt 
werden, sich innerhalb kurzer Zeit einen Überblick über den Vorgang zu 
verschaffen. Eine gute und aussagekräftige Dokumentation ist auch für 
Erhebungen zur Wirksamkeit und Weiterentwicklung des RMS von Bedeu
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tung. Zudem erleichtert sie die Bearbeitung eines Steuerfalls in den Folge
jahren. 
 
Der LRH hat festgestellt, dass in der Praxis der Finanzämter die Vorgaben 
zur Dokumentation häufig nicht beachtet werden. Oftmals werden Kommen-
tierungen wie „i. O.“ (in Ordnung) oder „gepr.“ (geprüft) verwendet. Diese 
lassen jedoch keinen Schluss darüber zu, was und wie geprüft wurde. Zu
dem ist die Dokumentation in den einzelnen Finanzämtern nicht einheitlich. 
 
Die Bearbeiter sind unter Berücksichtigung der Feststellungen des LRH 
nochmals auf die Bedeutung einer ordnungsgemäßen Dokumentation und 
die entsprechenden Vorgaben des Finanzministeriums hinzuweisen. 
 

8.7 Es gibt keine valide Datengrundlage für die gesetzlich geforderte 
Evaluation des RMS 
 
Die Abgabenordnung (AO) fordert eine regelmäßige Überprüfung der RMS 
auf ihre Zielerreichung.1 Für diese Evaluation sind verschiedene Bund-
Länder-Arbeitsgruppen zuständig. In diesen Arbeitsgruppen wird über die 
Optimierung der RHW, die Anpassung von Risikoregeln oder die Abde
ckung bisher vom Risikofilter nicht entdeckter Risiken beraten. Die Länder 
haben für diese Beratungen regelmäßig umfangreiche Daten zu erheben 
und zu analysieren, um qualitätsgesicherte Daten in die Beratungen ein
zubringen. 
 
Die Prüfung des LRH zum Einsatz der RMS bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft hat gezeigt, dass unter den derzeitigen Bedingungen 
eine effektive Evaluation in diesem Bereich nicht möglich ist. Es fehlt an 
einer validen Datenbasis. 
 
Gründe hierfür sind u. a.: 
• die fehlenden speziell für die Land- und Forstwirtschaft entwickelten 

RHW, 
• die unterschiedliche Bearbeitung der RHW in den Finanzämtern sowie 
• die Nichterfassung von Mehr- oder Minderergebnissen, die sich aus der 

Prüfung der RHW ergeben haben.  
 
Das Finanzministerium muss endlich zusammen mit dem Bund und den 
anderen Ländern sicherstellen, dass die vom Gesetz geforderte regel-
mäßige Überprüfung des RMS auf seine Zielführung auf der Grundlage 
einer gesicherten Datenbasis durchgeführt werden kann.  
 

  

                                                      
1 § 88 Abs. 5 Nr. 4 AO. 
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